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REPLACE SIGNATUR WITH SIG 
IF VOR = 'J ' 

REPLACE VORHANDEN WITH 'J ' 
ELSE 

REPLACE VORHANDEN WITH 'N ' 
ENDIF 
IF L1 # " 

REPLACE LITLIST1 WITH T 
IF LIT1 = ' ' 

@23,2 SAY SPACE(75) 
@23,2 SAY 'LITERATURLISTE 1 BENENNEN 
'GET LIT1 PICTURE GETFELD 
READ 
SAVE TO D:LITLIST ALL LIKE LIT? 

ENDIF 
ENDIF 
IF L2 # " 

REPLACE LITLIST2 WITH '2' 
IF LIT2 = ' ' 

@23,2 SAY SPACE(75) 
@23,2 SAY 'LITERATURLISTE 2 BENENNEN 
'GET LIT2 PICTURE GETFELD 
READ 
SAVE TO D.LITLIST ALL LIKE LIT? 

ENDIF 
ENDIF 

IF L3 # " 
REPLACE LITLIST3 WITH '3' 
IF LIT3 = ' ' 

@23,2 SAY SPACE(75) 
@23,2 SAY 'LITERATURLISTE 3 BENENNEN 
'GET LIT3 PICTURE GETFELD 
READ 
SAVE TO D:LITLIST ALL LIKE LIT? 

ENDIF 
ENDIF 
IF L4 # " 

REPLACE LITLIST4 WITH '4' 
IF LIT4 = ' ' 

@23,2 SAY SPACE(75) 
@23,2 SAY 'LITERATURLISTE 4 BENENNEN" 
'GET LIT4 PICTURE GETFELD 
READ 
SAVE TO D:LITLIST ALL LIKE LIT? 

ENDIF 
ENDIF 
IF M = ' J ' 

REPLACE MEMO WITH M 
@21,0 SAY ' ' 
CHANGE FIELDS TEXT NEXT 1 

ENDIF 
RETURN 

ENDIF 
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A B C - Bilanz- und Steuerrecht 

7%ige Umsatzsteuer für Erwerb 
urheberrechtlich geschützter Software? 
Klaus Reuther 

In einem rechtskräftigen Beschluß vom 16. 1. 1988, 
Az.: VI V 404/86 hat das hessische Finanzgericht ent­
schieden, daß für die Überlassung einer urheberrecht­
lich geschützten Software der ermäßigte Steuersatz 
nach § 12 Absatz 2 Nr. 7 Umsatzsteuergesetz anwend­
bar sein kann, wenn es sich tatsächlich um ein urheber­
rechtlich geschütztes Werk im Sinn des § 2 Urheberge­
setz handelt. 

Es ist allerdings darauf hinzuweisen, daß es sich in 
diesem Fall um ein Verfahren im Rahmen der Ausset­
zung der Vollziehung gehandelt hat, daß also lediglich 
ernsthafte Zweifel an der Rechtmäßigkeit eines Steuer­
bescheides, der den vollen Steuersatz für anwendbar 
erklärt hat, bejaht wurden. Es bleibt also abzuwarten, 
ob in der eigentlichen Sachentscheidung des gleichen 
Gerichts das Urteil bestätigt wird, was allerdings übli­
cherweise anzunehmen ist, und ob gegebenenfalls der 
Bundesfinanzhof dieses Urteil bestätigen wird. 

Dem Urteil lag folgender kurzgefaßter Sachverhalt 
zugrunde: 

Der Kläger erarbeitete als Urheber das Pflichtenheft 
für ein spezielles EDV-System für niedergelassene Ärzte. 
Der Kläger selbst hat die sogenannte Funktionsspezifi­
kation (das sogenannte Pflichtenheft) erstellt. Ein Drit­

ter hat dann die eigentliche Software erstellt und an 
den Kläger eine Vergütung gezahlt. Das Finanzamt hat 
diese Zahlung der vollen 14%igen Umsatzsteuer unter­
worfen. Unter ausdrücklichem Hinweis des Gerichtes 
auf das Urteil des Bundesgerichtshofs vom 9- 5. 1985 
BGHZ 94 Seite 2 76 ff. führt das Gericht aus, daß Com­
puterprogramme grundsätzlich dem Urheberrechts­
schutz entweder nach § 12 Abs. 1 Nr. 1 oder nach § 2 
Abs. 1 Nr. 7 Urhebergesetz zugänglich seien. Im kon­
kreten Fall, im dem nicht die Softwareerstellung selbst 
sondern lediglich das Pflichtenheft Gegenstand der 
Leistung war, sah das Gericht eine urheberrechtlich ge­
schützte Leistung im Sinne von § 2 Abs. 2 Urheberge­
setz für gegeben an. Dabei bezog sich das Gericht auf 
eine Stellungnahme eines Informatikprofessors zur 
Kreativität des Programmes. Das Gericht setzt sich 
dann damit auseinander, daß gerade die erste Phase der 
Entwicklung eines neuen EDV-Systems und darunter 
auch die Erstellung eines Pflichtenheftes Raum für ei­
genschöpferische Leistungen im Sinne des Urheber­
rechts bietet. Von besonderer Bedeutung für das Aus­
gehen des Rechtsstreites war, daß die aufgrund der Lei­
stungen des Klägers erstellte Software durch ein größe­
res bekanntes EDV-Unternehmen unter anderem auf 
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der Hannover-Messe und bei kassenärztlichen Vereini­
gungen als neu entwickeltes System und damit als ur­
heberrechtsfähig vorgeführt worden ist. 

Es bleibt abzuwarten, ob diese hier eingeschlagene 
Rechtssprechung im späteren Rechtszug bestätigt wer­
den wird. Falls ja, könnte dies erhebliche wirtschaftli­

che Bedeutung vor allem in den Fällen haben, in de­
nen die Kunden nicht vorsteuerabzugsberechtigt sind, 
z. B. Kommunen. In vergleichbaren Fällen sollte unter 
Hinweis auf diesen Beschluß des hessischen Finanzge­
richts wohl jedenfalls ein Rechtsbehelf eingelegt wer­
den. 

Software als materielles Wirtschaftsgut? 
Anmerkung zum Urteil des BFH v. 5. 2. 1988 (III R 49/83), 
im letzten Heft von luR S . 403-404 

Klaus Reuther 

Bei erster Durchsicht des Urteils zeigt sich, daß der 
I I I . Senat des Bundesfinanzhofs jedenfalls nach wie vor 
nicht generell jede Art von Software zwingend als im­
materielles Wirtschaftsgut ansieht. In den beiden Bun­
desfinanzhofurteilen vom 3. 7. 1987 hat der Bundesfi­
nanzhof noch offengelassen, ob Systemsoftware (Ma­
schinensteuerungsprogramme) und sogenannte Trivial­
programme (billige Massenprodukte) materielle Wirt­
schaftsgüter sein können. Mit dem vorliegenden Urteil 
kreiert der Bundesfinanzhof eine weitere Software­
gruppe, für die er die Bezeichnung Datenträgerpro­
gramm wählt, bei der er die Qualifikation als materiel­
les Wirtschaftsgut für möglich erachtet. 

Als neue Erkenntnis und methodisches Auslegungs­
werkzeug stellt der I I I . Senat des Bundesfinanzhofs 
nunmehr scheinbar auf die Intelligenz eines Program­
mes ab. Für intelligente Programme, bezeichnender­
weise verwendet er auch den Begriff „künstliche Intelli­
genz" in diesem Zusammenhang, die also dem Anwen­
der als vielfältig einsetzbares Werkzeug für die Lösung 
verschiedener und schwieriger Aufgaben dienen kön­
nen, hält er an der steuerlichen Qualifikation der Soft­
ware als immateriellem Wirtschaftsgut fest. Unintelli­
gente Programme, man könnte z. B. an ein elektroni­
sches Telefonbuch oder ähnliches denken, scheinen 
dagegen nach Auffassung des dritten Senats möglicher­
weise, eine endgültige Klärung der Frage erfolgt leider 
nicht, materielle Wirtschaftsgüter darzustellen. Sie wer­
den damit, was auch sachgerecht sein dürfte, den Trivi­
alprogrammen angenähert. Auf Anhieb erscheint aller­
dings anläßlich der Höhe des Preises für die vier Dis­
ketten die Vermutung naheliegend, daß der geistige 
Gehalt der dort gespeicherten Buchstaben und Zahlen 
unter Umständen doch höher sein könne als es wohl 

bei den hypothetischen Überlegungen des Gerichts an­
genommen wurde. 

Für die Zukunft wird man mit hoher Wahrschein­
lichkeit davon ausgehen können, daß jedenfalls relativ 
billige Datenträgerprogramme bei denen das Verhält­
nis zwischen Preis für das Speichermedium und Ge­
samtpreis für das Programm nicht mehr allzuweit aus­
einanderfallen, materielle Wirtschaftsgüter sind, zu­
mindest wenn nur allgemein bekannte Informationen 
gespeichert werden. Der Denkansatz erscheint auch 
richtig, wenn Informationen, die bisher typischerweise 
als Buch oder als Mikrofilm in der Datei verfügbar wa­
ren, lediglich digitalisiert und auf einem anderen Me­
dium in den Verkehr gebracht werden. Wie bereits 
kurz erwähnt, wird eine Programmdiskette, die ein 
elektronisches Telefonbuch enthält, noch dazu dann, 
wenn sie massenhaft und billig vertrieben wird als ma­
terielles Wirtschaftsgut im steuerlichen Sinne anzuse­
hen sein. 

Zusammenfassend ist zu sagen, daß die steuerliche 
Qualifikation von Softwareprogrammen rechtspre­
chungsmäßig noch nicht ganz ausdiskutiert ist und daß 
die Tendenz für bestimmte Softwaretypen eine Qualifi­
kation als materielle Wirtschaftsgüter vorzunehmen, 
eher etwas wahrscheinlicher geworden ist. Interessant 
ist an dem Urteil jedenfalls der neue gedankliche Lö­
sungsansatz, der auf aktive Intelligenz eines Program­
mes abstellt. Ob die danach als materielle Wirtschafts­
güter einzuordnenden „unintelligenten" Datenträger­
programme wirtschaftlich große Bedeutung erlangen 
werden, vermag noch nicht abgesehen werden. Unter 
Umständen könnten z. B. über BTX zur Verfügung ge­
stellten Daten in diese Kategorie fallen. 
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